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ÖFFENTLICHE NIEDERSCHRIFT 
 
 
 

B E S C H L U S S P R O T O K O L L 
 

zur 30. öffentlichen Sitzung 

der Stadtverordnetenversammlung 
 
 

 
 
 
 
Sitzungstag : 16.09.2024 
 
Sitzungsort : im Kultur- und Sportforum, Dortelweiler Platz 1 (Halle) 
 
Sitzungsdauer : Beginn: 18:00 Uhr – Ende: 20:15 Uhr 
 
Unterbrechungen : - keine -  
 
 
Die Mitglieder der Stadtverordnetenversammlung waren durch Einladung vom 03.09.2024 - 
unter Angabe der zu behandelnden Tagesordnungspunkte - einberufen worden. 
 
Einwände gegen die ordnungsgemäße Ladung wurden nicht erhoben. 
 
Sitzungsort, Sitzungstag, Sitzungsbeginn sowie die Tagesordnung wurden im amtlichen  
Bekanntmachungsorgan der Stadt Bad Vilbel am 05.09.2024 veröffentlicht. 
 
Die Stadtverordnetenversammlung war nach der Anzahl der erschienenen Mitglieder 
beschlussfähig (s. Anwesenheitsliste). 
 
Die Tagesordnung wurde geändert. 
 
Über sämtliche Tagesordnungspunkte wurde in öffentlicher Sitzung verhandelt. 
 
 
 
 
 
 
Oliver Junker Stefan Döpfner 
Stadtverordnetenvorsteher Schriftführer 
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A n w e s e n h e i t s l i s t e : Mitgliederzahl: 45 
Davon anwesend: 37 
 
 Fraktionsstärke: 
 
a) stimmberechtigt: 
 
 
CDU           18 Mitglieder 
 
Bluck, Leonie Claudia  
Cleve, Andreas  
Cleve, Kerstin kommt während TOP 3 
Gaigl, Florian  
Hager, Silke  
Junker, Oliver Stadtverordnetenvorsteher 
Liebermeister, Kurt  
Reichert, Susanne  
Reitz, Christian  
Stockbauer, Iris  
Utter, Irene  
Utter, Tobias  
Werkmeister, Deliah  
 
SPD           7 Mitglieder 
 
Ahäuser, Janis  
André, Lucia  
Arabin, Klaus  
Fuhrmann, Mirjam  
Hauer, Carsten  
Dr. Hielscher, Bernd  
Rademacher, Tom  
 
GRÜNE          13 Mitglieder 
 
Gellner, Myriam  
Dr. Grabo, Tobias  
Kaiser, Daniel  
Lohbeck, Andreas  
Matthias, Jens  
Pisonic, Melanie  
Schärpf, Petra  
Stettin, Christian  
Stoß, Thomas  
Tilse, Thomas  
Dr. Weller, Priska kommt während TOP 1 
Yönter, Isil geht während TOP 4 
 
FDP           3 Mitglieder 
 
Dr. Holzapfel, Michael  
Kramer, Anja Nina  
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AfD           2 Mitglieder 
 
Asbeck, Fabian  
 
FREIE WÄHLER         1 Mitglied 
 
Miosga, Martin  
 
Ohne Fraktion         1 Mitglied 
 
Wolf, Michael  
 
 
b) nicht stimmberechtigt: 
 
vom Magistrat: Bürgermeister Wysocki, Sebastian 
 Erster Stadtrat Zander, Bastian 
 StR Müller-Grimm, Ricarda 
 StR Foege, Christine (CDU) 
 StR Werner, Jürgen (CDU) 
 StR Landgrebe, Udo (SPD) 
 StR Petersen, Ute (GRÜNE) 
 StR Breest, Clemens (GRÜNE) geht während TOP 4 
 StR Dr. h.c. Hahn, Jörg-Uwe (FDP) geht während TOP 13 
  
 
von der Verwaltung: FBL Retzer, Patrick 
 FBL Albert, Pedro 
 VFW Dickhardt, Christian 
 
 
c) es fehlten: 
 
 Stv. Althoff, Klaus (CDU) 
 Stv. Kallmeyer, Matthias (CDU) 
 Stv. Schäfer, Karl Peter (CDU) 
 Stv. Völker, Jens (CDU) 
 Stv. Dr. Witzel, Hagen Roland (CDU) 
 Stv. Eberlein, Sabina (GRÜNE) 
 Stv. Russmann, Julia (FDP) 
 Stv. Schmidt, Norbert (AfD) 
 
 
Presse: 1 Zuhörer:  9 
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Änderung der Tagesordnung: 
 
Herr Stadtverordnetenvorsteher Junker teilt mit, dass TOP 12 der Einladung von der 
antragstellenden Fraktion zurückgezogen wurde. 
Er schlägt vor die TOPs 5, 8, 9 und 11 in die Tagesordnung A zu überführen.  
Herr Stv. Wolf wünscht aber TOP 5 in der Tagesordnung B zu behandeln.  
 
Einwände gegen die Änderungen die TOPs 8, 9 und 11 in die Tagesordnung A zu 
überführen, werden nicht erhoben. 
 
Abstimmungsergebnis: 
Einstimmig            (35) 
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TAGESORDNUNG 
 
 
 

1. Mitteilungen   
 
 

a) des Stadtverordnetenvorstehers   
 
 

b) des Magistrats   
 
 

c) des Ausschussvorsitzenden 
betr. Ergebnis Akteneinsicht „Vertrag Segmüller“  

  

 
 

 Tagesordnung A:*)   
 
 

 Tagesordnung B:   
 
 

2. Genehmigung des Protokolls der letzten Sitzung   
 
 

3. Einbringung Nachtragshaushalt 2024 2024/125  
 
 

4. Einbringung Doppelhaushalt 2025/2026 2024/124  
 
 

5. Jahresabschluss der Stadt Bad Vilbel zum 31.12.2015 nebst 
Prüfbericht des Rechnungsprüfungsamtes der Stadt Bad 
Vilbel 

2024/119  

 
 

6. Neufassung der Hauptsatzung der Stadt Bad Vilbel 2024 2024/104  
 
 

7. Ergänzung § 1 Absatz 1 der Satzung der Stadt Bad Vilbel 
zur Erhebung von Gebühren für die vorübergehende 
Unterbringung von Personen nach dem 
Landesaufnahmegesetz sowie sonstigen Ausländern 

2024/110  

 
 

8. Radschnellweg FRM6 – Machbarkeitsstudie 2024/112  
 
 

9. Gewährung eines Zuschusses für den Sportverein Fun-Ball 
Dortelweil e.V. nach § 100 HGO 
betr. Ausbau 2. Obergeschoss des Vereinssportzentrums im 
Quellenpark 

2024/93  

 
 

10. Wahl von Herrn Magistratsdirektor Patrick Retzer zum 
weiteren Schriftführer 

2024/94  
 
 

11. Vereinbarung der Städte Bad Vilbel und Karben mit der 
Musikschule Bad Vilbel & Karben e. V. für die Jahre 2025-
2027 

2024/90  

 
 

12. Antrag der Fraktion Bündnis 90/DIE GRÜNEN vom 
25.08.2024 
betr. Grüngürtel für Bad Vilbel 

2024/68 AT  

 

 
 
Ende der Tagesordnung 
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TOP 1. Mitteilungen 
 
 
 
TOP 1.a) des Stadtverordnetenvorstehers 
Herr Stadtverordnetenvorsteher Junker begrüßt Herrn Christian Stettin (Fraktion BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN) als Nachrücker für Frau Kathrin Anders. 
 
Er verweist auf die Bürgerversammlung (Thema Hessentag) am 08.10.2024 um 19:00 Uhr.  
 
Und er kündigt die Verleihung des „Verdienstkreuzes am Bande des Verdienstordens der 
Bundesrepublik Deutschland“ an Herrn Kurt Liebermeister durch den Hessischen 
Ministerpräsidenten Herrn Boris Rhein am 20.09.2024 an. 
 
 
TOP 1.b) des Magistrats 
 
Herr Bürgermeister Wysocki: 
Er informiert über die Klausurtagung zum Hessentag im Kultur- und Sportforum Dortelweil 
am 17.09.2024. Hier wird routinemäßig der Planungsstand einer Fachöffentlichkeit 
vorgestellt werden. Daher findet die heutige Stadtverordnetenversammlung an einem 
Montag statt. 
 
Rund 400 Kinder und Jugendliche sowie deren Betreuer feierten in Bad Vilbel das „47. 
Landeskindertrachtentreffen“, den „Hessentag der kleinen Leute“ am 14. und 15.09.2024. 
 
Am 07.09.2024 ging die diesjährige Burgfestspiele-Saison mit einem erneuten 
Besucherrekord (116.000 Besucher) zu Ende. Bei 231 Vorstellungen lag die Auslastung bei 
über 90%, im Theaterkeller und bei den Gastspielen bei 96%. Er gibt einen Ausblick auf die 
kommende Saison mit einem Sonderprogramm während des Hessentages und bedankt sich 
bei Herrn Claus-Günther Kunzmann (Intendant seit 25 Jahren) und seinem Team. 
 
Herr Erster Stadtrat Zander: 
Er verweist auf seine im Haupt- und Finanzausschuss zahlreich gemachten Mitteilungen. 
 
Frau Stadträtin Müller-Grimm: 
In der kommenden Woche findet der symbolische Spatenstich für das neue Bürgerhaus und 
die Kita auf dem Heilsberg statt. Eine entsprechende Einladung wurde an die 
Gremienvertreter versendet. 
 
 
TOP 1.c) des Ausschussvorsitzenden 

betr. Ergebnis Akteneinsicht „Vertrag Segmüller“ 
 

Herr Ausschussvorsitzender Cleve berichtet (siehe Anlage 1). 
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Tagesordnung A:*) 
 
 
TOP 8. Radschnellweg FRM6 – Machbarkeitsstudie (siehe Anlage 7 OP) 
Die Stadtverordnetenversammlung fasst folgenden Beschluss: 
 
 
Die Stadtverordnetenversammlung beschließt: 

1. Die Machbarkeitsstudie wird als Grundlage für die weitere Planung einer 
Raddirektverbindung des FRM6 zur Kenntnis genommen. 

2. Der Magistrat wird beauftragt die weiteren Schritte zur Realisierung einer 
Raddirektverbindung auf Grundlage der Machbarkeitsstudie vorzubereiten. 

3. Der Trassenverlauf folgt innerhalb Bad Vilbels der alternativen Strecke. Diese ist 
noch einmal durch ein fachkundiges Planungsbüro zu überprüfen.  

4. Der Regionalverband FrankfurtRheinMain (fortan als „Regionalverband“ bezeichnet) 
übernimmt die Vorhabenträgerschaft für die Umsetzung der Radschnellverbindung. 
Die Rechte und Pflichten zwischen dem Regionalverband als Vorhabenträger und 
den jeweiligen Baulastträgern werden in bilateralen Planungs-
/Verwaltungsvereinbarungen festgeschrieben. Der Magistrat wird beauftragt, eine 
entsprechende Vereinbarung zu unterzeichnen.  

5. Die Antragsstellung an Hessen Mobil erfolgt über den Regionalverband. Dieser erhält 
auch die Bewilligungsbescheide und ist mit seinen Rechten und Pflichten als 
Antragssteller Hessen Mobil gegenüber verantwortlich. Auch die monetäre 
Zuweisung erfolgt an den Regionalverband, der dann die Fördergelder an die 
einzelnen Kommunen verteilt. 

 
Abstimmungsergebnis: 
 
Einstimmig            (36) 
 
 
TOP 9. Gewährung eines Zuschusses für den Sportverein Fun-Ball Dortelweil e.V. 

nach § 100 HGO 
betr. Ausbau 2. Obergeschoss des Vereinssportzentrums im Quellenpark 
(siehe Anlage 8 OP) 

Die Stadtverordnetenversammlung fasst folgenden Beschluss: 
 
 
 
Der Magistrat beschließt im Wege der Drittelfinanzierung die Bezuschussung des 
Sportvereins Fun-Ball Dortelweil e.V. in Höhe von 273.700,00 EUR. 
 
Abstimmungsergebnis: 
 
Einstimmig            (36) 
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TOP 11. Vereinbarung der Städte Bad Vilbel und Karben mit der Musikschule Bad 
Vilbel & Karben e. V. für die Jahre 2025-2027 (siehe Anlage 9 OP) 

Die Stadtverordnetenversammlung fasst folgenden Beschluss: 
 
 
Die Stadtverordnetenversammlung genehmigt die Fortschreibung der Vereinbarung der 
Städte Bad Vilbel und Karben mit der Musikschule Bad Vilbel & Karben e. V. auch für die Jahre 
2025 bis 2027. Hierbei erhöht sich der Zuschuss der Stadt Bad Vilbel in 2025 um 10 % auf 
502.887 € sowie um 5 % im Jahr 2026 auf 528.031 € und verbleibt dann in 2027 auf dem 
gleichen Niveau, also auf Höhe 528.031 €. Der Zuschuss zu Miet- und Nebenkosten verbleibt 
bei 80.000 € pro Jahr.  
 
Abstimmungsergebnis: 
 
Einstimmig            (36) 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Tagesordnung B: 
 
 
 
TOP 2. Genehmigung des Protokolls der letzten Sitzung 
Das Protokoll vom 02.07.2024 wird genehmigt. 
 
Abstimmungsergebnis: 
 
Einstimmig            (36) 
 
 
 
TOP 3. Einbringung Nachtragshaushalt 2024 
Herr Erster Stadtrat Zander bringt den Nachtragshaushalt 2024 ein. Über das 
Ratsinformationssystem werden den Gremien umfangreiche Unterlagen zum 
Nachtragshaushalt 2024 für die weitere Beratung zur Verfügung gestellt. Die Rede sowie die 
Präsentation sind als Anlage beigefügt (siehe Anlage 2 OP). 
 
TOP 4. Einbringung Doppelhaushalt 2025/2026 
Die Haushaltssatzung mit Haushaltsplan für die Haushaltsjahre 2025 und 2026 werden von 
Herrn Ersten Stadtrat Zander eingebracht. Über das Ratsinformationssystem werden den 
Gremien umfangreiche Unterlagen zum Doppelhaushalt 2025/2026 für die weitere Beratung 
zur Verfügung gestellt. Die Rede sowie die Präsentation sind als Anlage beigefügt (siehe 
Anlage 3 OP). 
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TOP 5. Jahresabschluss der Stadt Bad Vilbel zum 31.12.2015 nebst Prüfbericht des 

Rechnungsprüfungsamtes der Stadt Bad Vilbel (siehe Anlage 4 OP) 
 
Die Stadtverordnetenversammlung fasst folgenden Beschluss: 
 
 
Der Magistrat empfiehlt dem Haupt- und Finanzausschuss sowie der 
Stadtverordnetenversammlung folgenden 
Beschluss zu fassen: 
 
1. Der vom Rechnungsprüfungsamt der Stadt Bad Vilbel geprüfte Jahresabschluss für das 
Haushaltsjahr 2015 wird in der vorgelegten Form beschlossen; 
2. Dem Magistrat wird gemäß § 114 Abs. 1 HGO die Entlastung erteilt. 
 
Abstimmungsergebnis: 
 
dafür: Fraktionen CDU, SPD, GRÜNE, FDP, AfD, Stv. Miosga     (35) 
dagegen: ./. 
Enthaltung: Stv. Wolf           (1) 
 
 
TOP 6. Neufassung der Hauptsatzung der Stadt Bad Vilbel 2024 (siehe Anlage 5 OP) 
Die Stadtverordnetenversammlung fasst folgenden Beschluss: 
 
 
Der Magistrat empfiehlt der Stadtverordnetenversammlung wie folgt zu beschließen: 
 
Die Stadtverordnetenversammlung beschließt die vorgelegte Neufassung der Hauptsatzung. 
Die bisherige Hauptsatzung vom 19.07.2022 tritt mit dem gleichen Zeitpunkt außer Kraft. 
 
 
Abstimmungsergebnis: 
 
Einstimmig            (36) 
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TOP 7. Ergänzung § 1 Absatz 1 der Satzung der Stadt Bad Vilbel zur Erhebung von 
Gebühren für die vorübergehende Unterbringung von Personen nach dem 
Landesaufnahmegesetz sowie sonstigen Ausländern (siehe Anlage 6 OP) 

Die Stadtverordnetenversammlung fasst folgenden Beschluss: 
 
 
Die Satzung der Stadt Bad Vilbel zur Erhebung von Gebühren für die vorübergehende 
Unterbringung von Personen nach dem Landesaufnahmegesetz sowie sonstigen Ausländern 
wird rückwirkend zum 01.04.2024 in §1 Absatz 1 wie folgt ergänzt: 
 
§1 Geltungsbereich 
(1) Zur vorübergehenden Unterbringung von Personen gemäß §1 Absatz 1 Nr. 5-9 und 
§5 Abs. 3 des Landesaufnahmegesetzes (LAufnG), sowie sonstigen Ausländern unterhält 
die Stadt Bad Vilbel als öffentliche Einrichtung Gemeinschaftsunterkünfte und andere 
Unterkünfte (§3 Abs. 1 Satz 2 LAufnG), wie Wohnungen und sonstige zweckbestimmte 
Räume, die sie in ihrem Gebiet im Bestand oder angemietet hat. 
 
Abstimmungsergebnis: 
 
dafür: Fraktionen CDU, SPD, FDP, Stv. Miosga, Stv. Wolf     (24) 
dagegen: Fraktion GRÜNE          (11) 
Enthaltung: Fraktion AfD          (1) 
 
 
 
TOP 10. Wahl von Herrn Magistratsdirektor Patrick Retzer zum weiteren Schriftführer 
Die Stadtverordnetenversammlung fasst folgenden Beschluss: 
 
 
 
Für den Magistrat, den Haupt- und Finanzausschuss, die Stadtverordnetenversammlung 
sowie den Ältestenrat wird Herr Magistratsdirektor Patrick Retzer als weiterer Schriftführer 
gewählt. 
 
 
Abstimmungsergebnis: 
 
Einstimmig            (36) 
 
 
TOP 12. Antrag der Fraktion Bündnis 90/DIE GRÜNEN vom 25.08.2024 

betr. Grüngürtel für Bad Vilbel (alt TOP 13/siehe Anlage 10 OP) 
Der Antrag wird abgelehnt. 
 
Abstimmungsergebnis: 
 
dafür: Fraktion GRÜNE          (11) 
dagegen: Fraktionen CDU, SPD, FDP, AfD, Stv. Miosga     (24) 
Enthaltung: Stv. Wolf           (1) 
 
 
 



Akteneinsichtsausschuss

"Vertrag mit Segmüller"

Bericht des Akteneinsichtsausschusses

I. Grundlage der Akteneinsicht
II. Verfahren der Akteneinsicht
Ill. Ergebnis der Akteneinsicht

I. Grundlage der Akteneinsicht

Gem. Antrag der AFD-Fraktion vom 12.12.2023 und dem Beschluss der
Stadtverordnetenversammlung vom 13.02.2024 wurden die Mitglieder des Haupt- und
Finanzausschusses als Akteneinsichtsausschuss zum Vertrag Segmüller einstimmig
eingesetzt.

Die Fragestellung geht aus der Begründung des Antrages hervor: Der Magistrat bittet die
Stadtverordnetenversammlung um rund 16 Mio. €, um aus dem Vertrag mit Segmüller
aussteigen und einen Vertrag mit einem anderen Grundstückskäufer schließen zu können.
Es soll deshalb überprüft werden, warum der Vertrag mit Segmüller keine entsprechende
Ausstiegsklausel zu Gunsten der Stadt enthält, die dazu führen würde, dass eine derartige
Zahlung nicht nötig ist. Weiterhin sollen nach Möglichkeit, die sich hieraus ergebenden
haftungsrechtlichen Fragen geklärt werden.

Am 14.03.2024 konstituierte sich der Akteneinsichtsausschuss gemäß§ 50 Abs. 2 HGO. Die
Mitglieder sind deckungsgleich mit den Mitgliedern des Haupt- und Finanzausschusses bzw.
deren Vertretungen in Abwesenheit. Die anwesenden Mitglieder, analog auch bei den
weiteren Terminen, sind den jeweiligen Protokollen zu entnehmen. Die Besetzung des
Vorsitzes, der Stellvertretung und der Schriftführung ist aufgrund der Beauftragung des
Haupt- und Finanzausschusses als Akteneinsichtsausschuss deckungsgleich. Die Sitzung
startete um 19.30 Uhr und endete um 20.07 Uhr.

II. Verfahren der Akteneinsicht

Im Verlauf der konstituierenden Sitzung wurde einstimmig vereinbart, dass die Mitglieder sich
im Rahmen von zwei Sitzungen die Einsichtnahme in die Akten vornehmen möchten.

Der erste Termin der Einsichtnahme fand am 18.04.2024 von 19.00 bis 20.50 Uhr und der
zweite Termin am 13.06.2024 von 19.00 bis 20.16 Uhr statt.

Zur Akteneinsichtnahme wurden jeder Fraktion jeweils 2 Aktenordner mit deckungsgleichem
Inhalt zur Verfügung gestellt. Ein Ordner mit den Unterlagen zum ursprünglichen Vertrag von
2010 und ein Ordner mit den Unterlagen zum Vergleich von 2023.

AIie Fragen, die sich im Rahmen der Akteneinsichtnahme ergeben haben, wurden schriftlich
über den Vorsitzenden Herrn Cleve an den Magistrat weitergeleitet und beantwortet. Die
Fragestellungen und Beantwortungen wurden allen Mitgliedern zur Verfügung gestellt.

Am 04.07.2024 von 19.00 bis 19.53 Uhr fand der abschließende Termin mit Beratung und
Berichtsfassung statt.

Ill. Ergebnis der Akteneinsicht



Es wurden 4 konkurrierende Berichtsentwürfe (AFD, Bündnis 90/Die Grünen, CDU & SPD
und FDP) vorgelegt, über die dann per Mehrheitsentscheid durch Ja-Stimmen abgestimmt
wurde. Auf den Berichtsentwurf von AFD entfiel eine Stimme von der AFD-Fraktion, auf den
Berichtsentwurf von Bündnis 90/Die Grünen entfielen 3 Stimmen der Fraktion Bündnis
90/Die Grünen, auf den Berichtsentwurf der CDU & SPD entfielen 7 Stimmen der Fraktionen
CDU & SPD und auf den Berichtsentwurf der FDP entfiel eine Stimme der FDP-Fraktion. AIie
Berichtsentwürfe liegen dem Protokoll anbei.

Mehrheitlich wurde der Berichtsentwurf von CDU & SPD angenommen und wird folgend
vorgetragen:

Der Haupt- und Finanzausschuss tagte in seiner Funktion als
Akteneinsichtsausschuss am 18.04.2024, am 13.06.2024 und am 04.07.2024.

Ausgangspunkt ist der Kaufvertrag vom 12.05.2010, der in der
Stadtverordnetenversammlung vom 08.06.2010 mit den Stimmen von CDU, SPD und
FDP bei Stimmenthaltung der Grünen einstimmig beschlossen worden ist.

Für die Vorgeschichte ist bedeutsam, dass die Stadt wegen der schwierigen
wirtschaftlichen Verhältnisse und der noch nicht abgeschlossenen Erschließung
(Nordumgehung, Bahnunterführung) jahrelang keine größeren Verkäufe tätigen
konnte, so dass die Refinanzierung immer dringender wurde.

Zudem war 2008 der Verkauf an den Oetker-Konzern (Radeberger) wegen der
Finanzkrise 2008 nicht zustande gekommen. Demzufolge wurde seinerzeit der
Verkauf an Segmüller als Befreiungsschlag empfunden, zumal der Kaufpreis
wesentlich besser als bei Oetker ausfiel.

Die auflösende Bedingung
Ziffer 1.3 machte den Vertrag von einer Änderung des Bebauungsplanes abhängig.
10 % oder 4.500 qm der Verkaufsfläche sollten für ein zentrenrelevantes Sortiment
zulässig sein.

Es war bereits gemäß Vermerk vom 14.12.2010 erkennbar, dass diese
aufschiebende Bedingung nicht zu erfüllen war. Damit stand fest, dass der Vertrag in
der abgeschlossenen Form nicht wirksam werden konnte.

Trotzdem hielten Segmüller und die Stadt mangels anderer Alternativen an dem
Projekt fest. Segmüller tätigte weiterhin Aufwendungen für das Projekt.

Vertragsloser Zustand I Neuprotokollierung
Die Stadt sah deshalb die Notwendigkeit einer Neuprotokollierung, vgl. Schreiben
Erster Stadtrat Jörg Frank vom 21.08.2013.

Der Berater von Segmüller, Bürgermeister a.D. Körner, Weiterstadt, wollte allerdings
keine Neuprotokollierung, weil er zu diesem Zeitpunkt eine öffentliche Diskussion
wegen der Flächenproblematik vermeiden wollte, vgl. Mail Erster Stadtrat Frank vom
06.09.2013.



Die Konsequenz war, dass der Schwebezustand erhalten blieb.

Nachverhandlung 2021/2022
Zu diesem Zeitpunkt wollte die Stadt immer noch das Projekt zum Erfolg führen, aber
zu für die Stadt verbesserten Konditionen. Es gab damals nur Segmüller als
Interessenten für das Grundstück.

Die Konsequenz aus der klaren Weigerung Segmüllers war, dass es nicht zu einer
neuen Vereinbarung kam.

Neues Kaufinteresse
Als das Thema Rechenzentrum mit immer größeren Flächenanforderungen virulent
wurde, wurde der Ausstieg aus der Bindung an Segmüller von Seiten der Stadt aktiv
betrieben. Hierzu wurde am 05.06.2023 auf Betreiben von Stadtrat Minkel der
Beschluss gefasst, durch Feststellungsklage den Status des Kaufvertrags vom
12.05.2010 zu klären, nämlich:

a. Ist der Vertrag unwirksam wegen Nichteintritts der aufschiebenden Bedingung
zum innenstadtrelevanten Sortiment?

b. Wenn wirksam, ob und wann die zeitliche Bindung ausgelaufen ist oder
auslaufen wird?

Für diese Klage wurden gute Erfolgsaussichten gesehen, gestützt auf das Urteil des
BGH vom 02.10.2015, 5 ZR Z 307/13.

Der Vergleich mit Segmüller
Fraglos förderte die Klagedrohung der Stadt die Verhandlungsbereitschaft von
Segmüller. Es kam zu dem bekannten Vergleich.

Die Notwendigkeit des Vergleichs
Der Vergleich schafft Klarheit, Rechtssicherheit und Tempogewinn für den lukrativen
Weiterverkauf für ein Rechenzentrum.

Segmüller hätte nicht freiwillig auf Ansprüche verzichtet. Die Klärung der Rechtslage
hätte wegen des lnstanzenzuges erhebliche Zeit gekostet. Unter solchen Umständen
wäre der Weiterverkauf des Grundstücks blockiert gewesen.

Das Stromkontingent wäre nicht zu halten gewesen, das Projekt hätte woanders
seinen Weg gesucht.
Selbst wenn nach geraumer Zeit die Unwirksamkeit des Vertrages festgestellt
worden wäre, wäre damit die Frage des Vertrauensschadens nicht ausgeräumt
gewesen, weil die Stadt zumindest bis 2022 mit Segmüller kooperierte und die
Hoffnung aufrecht erhielt, es könne zu einem Möbelmarkt kommen.
Gemessen an dem erwarteten Erfolg durch das Rechenzentrum ist das Opfer der
Stadt nicht übermäßig groß.

Die vereinbarte Zahlung an Segmüller hat den Weg geöffnet, das Grundstück für ein
Mehrfaches zu veräußern.



Gemessen an dem erwarteten Erfolg durch das Rechenzentrum ist das Opfer der Stadt
nicht übermäßig groß.

Die vereinbarte Zahlung an Segmüller hat den Weg geöffnet, das Grundstück für ein
Mehrfaches zu veräußern.

Rücktrittsproblematik nach Ziffer 5.1 des KV vom 12.05.2010
Die Stadt hatte ein Rücktrittsrecht für den Fall der Nichtzahlung des fälligen Kaufpreises.
Dieser Grund trat nicht ein.

Segmüller hatte ein Rücktrittsrecht nach Ziffer 5.2 innerhalb von 3 Jahren, wenn der
vereinbarte Bebauungsplan nicht zustande kam.

Segmüller hat bekanntlich dieses Recht nicht gezogen, weil sie an dem Projekt in
veränderter Form festhalten wollten.

Hätte die Stadt dieses Recht wie Segmüller gehabt, hätte die Stadt gleichfalls den
Rücktritt nicht gezogen, da es einen anderen Interessenten nicht gab und Segmüller an
dem Projekt festhielt.

Rücktrittsrecht für den Fall eines lukrativeren Angebots
Eine solche Klausel ist Wunschdenken, hat aber mit der Realität nichts zu tun, weil kein
Unternehmer in ein Projekt Millionen investiert, um nach Belieben rausgeworfen zu
werden.

Fazit
Ein Fehlverhalten der Verantwortlichen, insbesondere Stadtrat Klaus Minkel, Erster
Stadtrat Jörg Frank und Bürgermeister Dr. Thomas Stöhr ist nicht feststellbar.

Ausschussvorsitzender
(10.07.2024)
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